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KURZE BEGRÜNDUNG

1. Einleitung

Im Anschluss an eine vom Europäischen Parlament eingereichte Klage hat der Gerichtshof 
mit seinem Urteil vom 5. September 2012 den Beschluss 2010/252/EU des Rates zur 
Festlegung zusätzlicher Vorschriften für die Überwachung der Grenzen im Rahmen des 
Schengener Grenzkodexes aufgehoben. Das Europäische Parlament vertrat nämlich die 
Ansicht, der Beschluss der Rates überschreite die Durchführungsbefugnisse im Sinne von 
Artikel 12 Absatz 5 dieses Kodexes, da einige wesentliche Elemente geändert bzw. 
hinzugefügt worden seien.

Geltungsbereich und Inhalt des Vorschlags sind ähnlich wie bei dem aufgehobenen 
Beschluss. Außerdem trägt er den Änderungen zur Verordnung (EG) Nr. 2007/2004 zur 
Errichtung einer Europäischen Agentur für die operative Zusammenarbeit an den 
Außengrenzen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie der Entwicklung des 
Rechts im Zusammenhang mit den Grundrechten Rechnung.

Der Vorschlag stützt sich auf mehrere internationale Rechtsinstrumente, insbesondere auf das 
Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen, das Übereinkommen über den Such- und 
Rettungsdienst auf See, das Übereinkommen zum Schutz des menschlichen Lebens auf See 
und das Zusatzprotokoll gegen die Schleusung von Migranten auf dem Land-, See- und 
Luftweg zum Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende 
organisierte Kriminalität, Übereinkommen von Palermo genannt. 

2. Verkehrspolitische Dimension des Vorschlags

In ihrem Vorschlag dehnt die Kommission den Begriff der Überwachung der Grenzen aus, 
indem sie die Möglichkeit einbezieht, ein Schiff abzufangen, wenn ein begründeter Verdacht 
besteht, dass dieses Schiff Personen befördert, die sich den Kontrollen an den 
Grenzübergangsstellen zu entziehen beabsichtigen oder für die Schleusung von Migranten auf 
Hoher See benutzt wird. Der Geltungsbereich umfasst ebenfalls Vorkehrungen für die bei
einem Grenzüberwachungseinsatz auf See möglicherweise erforderlich werdenden Such- und 
Rettungsaktionen.

3. Bemerkungen der Verfasserin der Stellungnahme

Der Vorschlag für eine Verordnung zur Festlegung von Regelungen für die Überwachung der 
Seeaußengrenzen, die dem Konzept der Überwachung der Such- und Rettungsaktionen 
Rechnung trägt, ist zu begrüßen, da diese beiden Arten von Maßnahmen deutlich miteinander 
verknüpft sind.

In Bezug auf das Abfangen auf See sollten Schutzklauseln vorgesehen werden, wie zum 
Beispiel in Anhang III des Übereinkommens von Palermo, besonders was die Sicherheit und 
die Behandlung der an Bord befindlichen Personen und die Sicherheit des Schiffes oder 
gegebenenfalls seiner Ladung betrifft.
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Was die Ausbildung von Grenzschutzbeamten betrifft, so sollte die rechtliche Ausbildung 
durch eine praktische Schulung ergänzt werden, um zu gewährleisten, dass Personen in 
Seenot Hilfe zuteil wird, insbesondere in Bezug auf die humanitäre Unterstützung und die 
ärztliche Notversorgung.

Um unverzüglich auf den humanitären Bedarf reagieren zu können, sollten die Schiffe, die an 
koordinierten Überwachungsmaßnahmen beteiligt sind, über standardisierte Sets zur 
medizinischen und humanitären Betreuung verfügen und wenn möglich medizinisch 
geschultes Personal an Bord haben.

Angesichts der Gefahr, die die Rettungsoperationen auf See beim Umladen beinhalten, fordert 
die Verfasserin der Stellungnahme die Kommission auf, über eine Finanzierung von 
Forschungsvorhaben im Rahmen des Rahmenprogramms für Forschung und Innovation 
„Horizont 2020“ nachzudenken, um die Sicherheit solcher Operationen zu verbessern, 
insbesondere bei schwerer See oder auch in Bezug auf den Bau und die Ausstattung der 
Schiffe, die mit Überwachungsmaßnahmen betraut werden.

Die Verfasserin der Stellungnahme weist ebenfalls darauf hin, dass die Überwachung auf See 
hohe Kosten mit sich bringt und es daher wichtig ist, die Zusammenarbeit und den 
Informationsaustausch zwischen den an der Überwachung auf See beteiligten Stellen zu 
stärken, wie die Kommission dies im Rahmen ihrer integrierten Meerespolitik empfiehlt. 
Insbesondere in diesem Sinne ist eine baldige Schaffung des gemeinsamen Informationsraums 
für die Überwachung des maritimen Bereichs der EU (CISE) erwünscht, wobei den 
Ergebnissen der Modellvorhaben MARSUNO und BlueMassMed Rechnung zu tragen ist. Die 
Rolle der Agentur in diesem Bereich sollte ergänzend zu den im Vorschlag für eine 
Verordnung zur Errichtung eines Europäischen Grenzüberwachungssystems (Eurosur) 
vorgesehenen Bestimmungen in dieser Verordnung festgelegt werden.

Andererseits steht die für alle Schiffe geltende Verpflichtung, Personen in Seenot zu Hilfe zu 
eilen, manchmal im Widerspruch zu den Bestimmungen der Richtlinie 2002/90/EG zur 
Definition der Beihilfe zur Einreise, Durchreise und zum unerlaubten Aufenthalt. 
Privatschiffe könnten nämlich rechtliche Schritte wegen Hilfeleistung an Migranten zu 
befürchten haben. Auch wenn diese Fälle selten sein dürften, so könnten diese die 
Schiffskapitäne dennoch davon abhalten, illegalen Einwanderern Hilfe zu leisten. Die 
Kommission wird daher aufgefordert, die Richtlinie 2002/90/EG zu überarbeiten, um diesen 
Situationen der Rettung auf See Rechnung zu tragen.

Abschließend ist die Initiative1 des Europäischen Bürgerbeauftragten, P. Nikiforos 
Diamandouros, zu begrüßen, der im März 2012 eine Untersuchung darüber eingeleitet hat, 
wie diese Verpflichtungen auf dem Gebiet der Grundrechte durch die Europäische Agentur 
für die operative Zusammenarbeit an den Außengrenzen der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union konkret umgesetzt werden.

                                               
1 Initiativuntersuchung OI/5/2012/BEH-MHZ
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ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr ersucht den federführenden Ausschuss für 
bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu 
übernehmen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4a) Bei Such- und Rettungseinsätzen 
sollten die Schiffe eine Mindest-
Sicherheitsausrüstung mit sich führen 
und dafür Sorge tragen, dass das an Bord 
befindliche Personal die erforderlichen 
Anweisungen erhält, damit die Sicherheit 
sowohl der aufgegriffenen Personen als 
auch des an Bord befindlichen Personals 
gewährleistet ist, gemäß den 
Bestimmungen der Richtlinie 2012/35/EG 
über die Mindestanforderungen für die 
Ausbildung von Seeleuten betreffend die 
Sicherheitsvorschriften und –normen für 
Passagierschiffe (Anhang I Kapitel V, 
Regel V/2&6).

Begründung

Es sollte ein Notplan vorliegen, der auch eine klare Aufteilung der Zuständigkeiten des 
Personals enthält.

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Während eines 
Grenzüberwachungseinsatzes auf See kann 
sich eine Situation ergeben, in der 
Personen aus Seenot gerettet werden 

(7) Während eines 
Grenzüberwachungseinsatzes auf See kann 
sich eine Situation ergeben, in der 
Personen aus Seenot gerettet werden 
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müssen. Im Einklang mit dem Völkerrecht 
hat jeder Staat den Kapitän eines seine 
Flagge führenden Schiffs zu verpflichten, 
jeder Person, die auf See in Lebensgefahr 
angetroffen wird, Hilfe zu leisten und so 
schnell wie möglich Personen in Seenot 
zur Hilfe zu eilen, soweit der Kapitän ohne 
ernste Gefährdung des Schiffs, der 
Besatzung oder der Fahrgäste dazu 
imstande ist. Diese Hilfe sollte unabhängig 
von der Staatsangehörigkeit oder dem 
Status der zu versorgenden Personen und 
ungeachtet der Umstände, unter denen 
diese aufgefunden werden, geleistet 
werden.

müssen. Im Einklang mit dem Völkerrecht 
hat jeder Staat den Kapitän eines seine 
Flagge führenden Schiffs zu verpflichten, 
jeder Person, die auf See in Lebensgefahr 
angetroffen wird, Hilfe zu leisten und so 
schnell wie möglich Personen in Seenot 
zur Hilfe zu eilen, soweit der Kapitän ohne 
ernste Gefährdung des Schiffs, der 
Besatzung oder der Fahrgäste dazu 
imstande ist. Diese Hilfe ist unabhängig 
von der Staatsangehörigkeit oder dem 
Status der zu versorgenden Personen und 
ungeachtet der Umstände, unter denen 
diese aufgefunden werden, zu leisten.

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Dieser Pflicht sollten die 
Mitgliedstaaten gemäß den einschlägigen 
Bestimmungen der für Such- und 
Rettungsmaßnahmen maßgeblichen 
internationalen Übereinkünfte und unter 
gebührender Wahrung der Grundrechte 
nachkommen. Diese Verordnung sollte die 
Verantwortlichkeiten der für die Suche und 
Rettung auf See zuständigen Behörden 
unberührt lassen, einschließlich ihrer 
Verantwortlichkeit sicherzustellen, dass die 
Koordinierung und die Zusammenarbeit in 
der Weise erfolgen, dass die geretteten 
Personen in einen Hafen oder an einen 
sicheren Ort gebracht werden können.

(8) Dieser Pflicht müssen die 
Mitgliedstaaten gemäß den einschlägigen 
Bestimmungen der für Such- und 
Rettungsmaßnahmen maßgeblichen 
internationalen Übereinkünfte und unter 
gebührender Wahrung der Grundrechte 
nachkommen. Diese Verordnung lässt die 
Verantwortlichkeiten der für die Suche und 
Rettung auf See zuständigen Behörden 
unberührt, einschließlich ihrer 
Verantwortlichkeit sicherzustellen, dass die 
Koordinierung und die Zusammenarbeit in 
der Weise erfolgen, dass die geretteten 
Personen in einen Hafen oder an einen 
sicheren Ort gebracht werden können.

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8 a (neu)



AD\1003336DE.doc 7/18 PE513.286v02-00

DE

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8a) Bei den Abfangeinsätzen auf See ist 
zwar vorrangig zu gewährleisten, dass den 
an Bord befindlichen Personen Hilfe 
geleistet und Schutz gewährt wird, es ist 
jedoch gemäß dem Protokoll der 
Vereinten Nationen gegen das 
Einschleusen von Migranten auch darauf 
zu achten, dass das Schiff oder 
gegebenenfalls die Ladung geschützt 
wird. Bei der Aufbringung des Schiffes ist 
der Schutz der marinen Umwelt zu 
berücksichtigen, sofern derartige 
Erwägungen für die an Bord befindlichen 
Personen keine Gefahr darstellen.

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 10 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10a) In ihrer Mitteilung „Eine 
integrierte Meerespolitik für die 
Europäische Union“ hat die 
Kommission erklärt, sie werde 
„Maßnahmen für ein interoperableres 
Überwachungssystem einleiten, um 
bestehende Schiffsüberwachungs-  und
-verfolgungssysteme, die für die 
Sicherheit auf See eingesetzt werden, 
sowie Systeme zum Schutz der 
Meeresumwelt, zur Fischereikontrolle, 
zur Kontrolle der Außengrenzen sowie 
für weitere Rechtsvollzugstätigkeiten 
auf See zusammenzubringen.“  So 
dürfte eine bessere Verwaltung der 
Maßnahmen der Aufsichtsinstanzen bei 
gleichzeitiger Verringerung der Kosten 
gewährleistet sein. In diesem 
Zusammenhang und zur Erleichterung 
der Überwachungs- und 
Rettungsmaßnahmen auf See sollte die 
Agentur die Schaffung eines 
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gemeinsamen Informationsraums für 
den maritimen Bereich der EU (CISE) 
fördern. Sobald dieses Austauschsystem 
betriebsbereit ist, sollte die Agentur mit 
der Verwaltung der Zugangsrechte für 
die Einsatzkräfte beauftragt werden.

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die zum Zwecke eines Seeeinsatzes 
getroffenen Maßnahmen werden so 
durchgeführt, dass die Sicherheit der 
aufgegriffenen oder geretteten Personen 
und die Sicherheit der beteiligten 
Einsatzkräfte nicht gefährdet ist.

Die zum Zwecke eines Seeeinsatzes 
getroffenen Maßnahmen werden unter 
vollständiger Einhaltung der EU-
Rechtsvorschriften durchgeführt, die 
sowohl für die Ausrüstung als auch für 
die Ausbildung des an Bord befindlichen 
Personals gelten, damit die Sicherheit der 
aufgegriffenen oder geretteten Personen
und die Sicherheit der beteiligten 
Einsatzkräfte gewährleistet  ist.

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1a. Die Einsatzkräfte müssten an Bord 
der im Rahmen der 
Grenzüberwachungsmaßnahmen 
eingesetzten Schiffe standardisierte Sets 
zur medizinischen und humanitären 
Betreuung mit sich führen – die 
insbesondere Wasser, Lebensmittel und 
Decken in ausreichenden Mengen 
umfassen –, damit sie im Notfall so 
schnell wie möglich auf dringende 
Bedürfnisse reagieren können, wobei der 
Tatsache Rechnung zu tragen ist, dass 
viele aufgegriffene Schiffe weder 
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seetauglich sind noch unter einer Flagge 
fahren. Die Anwesenheit von medizinisch 
geschultem Personal unter dem 
Überwachungspersonal sollte gefördert 
werden.

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Niemand wird ausgeschifft oder auf 
andere Weise den Behörden eines Staates 
überstellt, in dem der betreffenden Person 
Todesstrafe, Folter oder eine sonstige 
unmenschliche oder erniedrigende
Behandlung oder Strafe drohen oder in 
dem eine ernsthafte Gefahr der 
Ausweisung, Abschiebung oder 
Auslieferung in ein anderes Land unter 
Verstoß gegen den Grundsatz der 
Nichtzurückweisung besteht.

Niemand wird ausgeschifft oder auf andere 
Weise den Behörden eines Staates 
überstellt, in dem für die betreffende
Person das ernsthafte Risiko der 
Todesstrafe, der Folter oder einer anderen  
unmenschlichen oder erniedrigenden 
Strafe oder Behandlung besteht oder in 
dem eine ernsthafte Gefahr der 
Ausweisung, Abschiebung oder 
Auslieferung in ein anderes Land unter 
Verstoß gegen den Grundsatz der 
Nichtzurückweisung besteht.

Begründung

Entspricht dem Wortlaut des Artikels 19 der Charta der Grundrechte der EU vom 26.9.2000

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Vor der Entscheidung über die 
Ausschiffung in einem Drittstaat 
berücksichtigen die beteiligten 
Einsatzkräfte die allgemeine Lage in 
diesem Drittstaat, und die aufgegriffenen 
oder geretteten Personen werden nicht in 

2. Vor der Entscheidung über die 
Ausschiffung in einem Drittstaat 
berücksichtigen die beteiligten 
Einsatzkräfte die allgemeine Lage in 
diesem Drittstaat und ob gegebenenfalls 
nach internationalem Recht bilaterale 
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diesem Drittstaat ausgeschifft, wenn dem 
Aufnahmemitgliedstaat oder den 
beteiligten Mitgliedstaaten bekannt ist oder 
bekannt sein müsste, dass dieser Drittstaat 
die in Absatz 1 genannten Praktiken 
anwendet.

Abkommen über Migration zwischen 
diesem Land und einem oder mehreren 
Mitgliedstaaten abgeschlossen wurden.
Nach dieser Analyse werden die 
aufgegriffenen oder geretteten Personen 
nicht in diesem Drittstaat ausgeschifft, 
wenn dem Aufnahmemitgliedstaat oder 
den beteiligten Mitgliedstaaten bekannt ist 
oder bekannt sein müsste, dass dieser 
Drittstaat die in Absatz 1 genannten 
Praktiken anwendet.

Begründung

Nach geltendem internationalen Recht ist es wichtig, diesen Parameter einzuführen, damit 
bilaterale Abkommen sinnvoll sind und mehr Drittländer mit entsprechenden Befugnissen 
ausgestattet werden.

Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5. An einem Seeeinsatz beteiligte 
Grenzschutzbeamte werden im Hinblick 
auf die einschlägigen Bestimmungen der 
Grundrechte, des Flüchtlingsrechts und des 
internationalen Rechtsrahmens für die 
Suche und Rettung geschult.

5. An einem Seeeinsatz beteiligte 
Grenzschutzbeamte werden im Hinblick 
auf die einschlägigen Bestimmungen der 
Grundrechte, des Flüchtlingsrechts und des 
internationalen Rechtsrahmens für die 
Suche und Rettung geschult und erhalten 
eine spezialisierte praktische Ausbildung, 
damit sie unverzüglich Personen in Not 
zu Hilfe eilen können, insbesondere was 
die humanitäre Hilfe und die 
medizinische Notversorgung betrifft.

Begründung

In den Fällen, in denen sich die Funktionen der Küstenwächter und der Grenzschutzbeamten 
unterscheiden, haben letztere in der Regel nicht die typische spezialisierte Ausbildung in den 
Bereichen medizinische Notversorgung und humanitäre Hilfe erhalten. Bei oft ausweglosen 
Menschenrechtssituationen ist es wichtig, dass die humanitären und medizinischen 
Hilfsmaßnahmen so bald wie möglich durchgeführt werden können, sogar noch vor Ankunft
der Rettungsteams.
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Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Bei Sichtung eines Schiffs, bei dem der 
Verdacht besteht, dass es die Grenze 
irregulär überquert oder zu überqueren 
beabsichtigt, nähern sich die beteiligten 
Einsatzkräfte dem Schiff, um seine 
Identität und seine Staatszugehörigkeit 
festzustellen, und beobachten es bis auf 
Weiteres aus sicherer Entfernung. Die 
beteiligten Einsatzkräfte übermitteln die 
Informationen über das Schiff umgehend 
der internationalen Leitstelle.

1. Bei Sichtung eines Schiffs, bei dem der 
Verdacht besteht, dass es die Grenze 
irregulär überquert oder zu überqueren 
beabsichtigt, nähern sich die beteiligten 
Einsatzkräfte dem Schiff, um seine 
Identität und seine Staatszugehörigkeit 
festzustellen, und beobachten es bis auf 
Weiteres aus sicherer Entfernung, wobei 
sie ebenfalls die notwendigen 
Sicherheitsvorkehrungen treffen. Die 
beteiligten Einsatzkräfte übermitteln die 
Informationen über das Schiff umgehend 
der internationalen Leitstelle.

Begründung

Die Einsatzkräfte dürfen durch diesen Einsatz nicht gefährdet werden; Wetterbedingungen 
und Seegang, einschließlich Wetter- und Seewettervorhersage, ist ebenfalls Rechnung zu 
tragen.

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Ist das Schiff im Begriff, in das 
Küstenmeer oder die Anschlusszone eines 
an dem Seeeinsatz nicht beteiligten 
Mitgliedstaats einzulaufen, oder ist es 
bereits eingelaufen, übermitteln die 
beteiligten Einsatzkräfte die Informationen 
über das Schiff der internationalen 
Leitstelle, die diese an die nationale 
Leitstelle des betreffenden Mitgliedstaats 
weiterleitet.

2. Ist das Schiff im Begriff, in das 
Küstenmeer oder die offiziell zur
Anschlusszone erklärte Zone eines an dem 
Seeeinsatz nicht beteiligten Mitgliedstaats 
einzulaufen, oder ist es bereits eingelaufen, 
übermitteln die beteiligten Einsatzkräfte 
die Informationen über das Schiff der 
internationalen Leitstelle, die diese an die 
nationale Leitstelle des betreffenden 
Mitgliedstaats weiterleitet.
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Begründung

Gemäß Artikel 33 des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen muss eine 
Anschlusszone offiziell zur Anschlusszone erklärt werden, wobei der Küstenstaat die im 
Transit befindlichen Schiffe kontrollieren kann zu dem Zweck, Verstöße gegen seine Zoll- und 
sonstigen Finanzgesetze, Einreise- oder Gesundheitsgesetze und diesbezügliche sonstige 
Vorschriften zu verhindern.

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3a. Die Agentur fördert die Schaffung 
und die Interoperabilität eines 
gemeinsamen Informationsraums für den 
maritimen Bereich der EU (CISE). Ab der 
Inbetriebnahme des CISE wird die 
Agentur damit beauftragt, die 
Zugangsrechte der Einsatzkräfte zu 
verwalten, um die Überwachungs- und 
Rettungsaktionen auf See zu erleichtern, 
wobei sie beim Datenaustausch 
gleichzeitig auf die Vertraulichkeit und 
die Sicherheit achten soll.

Begründung

Im Rahmen ihrer integrierten Meerespolitik hat die Kommission 2010 den Entwurf eines 
Fahrplans für die Schaffung des gemeinsamen Informationsraums für die Überwachung des 
maritimen Bereichs der EU (KOM(2010) 584) vorgelegt und auf den Mehrwert hingewiesen, 
den die Integration der Meeresüberwachung darstellt. Es ist nämlich sowohl aus Gründen der 
Effizienz wie auch unter dem Gesichtspunkt des Kosten-Nutzen-Verhältnisses sehr wichtig, 
dass der Austausch und die Interoperabilität der Daten gewährleistet sind.

Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) Ersuchen um Information und Vorlage 
von Dokumenten zum Nachweis der 
Eigentumsverhältnisse, der Registrierung, 

a) Ersuchen um Information und Vorlage 
von Dokumenten zum Nachweis der 
Eigentumsverhältnisse, der Registrierung, 
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des Reiseverlaufs sowie der Identität, 
Staatsangehörigkeit und anderer 
einschlägiger Personalien der an Bord 
befindlichen Personen;

der Herkunft, des Ausgangspunktes und 
weiterer Aspekte des Reiseverlaufs sowie 
der Identität, Staatsangehörigkeit und 
anderer einschlägiger Personalien der an 
Bord befindlichen Personen;

Begründung

Umfassende und gründlichere Kontrollen zwecks Ermittlung der wichtigsten Routen, die im 
Rahmen des Handels mit Migranten benutzt werden.

Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 1 – Buchstabe e

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

e) Erteilen der Anweisung an das Schiff, 
den Kurs zu ändern und entweder einen 
Bestimmungsort außerhalb des 
Küstenmeers oder der Anschlusszone 
anzusteuern beziehungsweise diese zu 
verlassen, einschließlich Eskortieren oder 
Geleiten des Schiffs, bis es sich auf diesem 
Kurs befindet;

e) Erteilen der Anweisung an das Schiff, 
den Kurs zu ändern und entweder einen 
Bestimmungsort außerhalb des 
Küstenmeers oder der offiziell als
Anschlusszone bezeichneten Zone
anzusteuern beziehungsweise diese zu 
verlassen, einschließlich Eskortieren oder 
Geleiten des Schiffs, bis es sich auf diesem 
Kurs befindet;

Begründung

Gemäß Artikel 33 des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen muss eine 
Anschlusszone offiziell zur Anschlusszone erklärt werden, wobei der Küstenstaat die im 
Transit befindlichen Schiffe kontrollieren kann zu dem Zweck, Verstöße gegen seine Zoll- und 
sonstigen Finanzgesetze, Einreise- oder Gesundheitsgesetze und diesbezügliche sonstige 
Vorschriften zu verhindern.

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 8 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. In der Anschlusszone des Küstenmeers 1. In der offiziell als Anschlusszone des 
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eines Mitgliedstaats, der ein 
Aufnahmemitgliedstaat oder ein beteiligter 
Mitgliedstaat ist, werden im Einklang mit 
Artikel 6 Absatz 2 die in Artikel 6 Absatz 1 
vorgesehenen Maßnahmen ergriffen.

Küstenmeers eines Mitgliedstaats 
bezeichneten Zone, der ein 
Aufnahmemitgliedstaat oder ein beteiligter 
Mitgliedstaat ist, werden im Einklang mit 
Artikel 6 Absatz 2 die in Artikel 6 Absatz 1 
vorgesehenen Maßnahmen ergriffen.

Begründung

Gemäß Artikel 33 des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen muss eine 
Anschlusszone offiziell zur Anschlusszone erklärt werden, wobei der Küstenstaat die im 
Transit befindlichen Schiffe kontrollieren kann zu dem Zweck, Verstöße gegen seine Zoll- und 
sonstigen Finanzgesetze, Einreise- oder Gesundheitsgesetze und diesbezügliche sonstige 
Vorschriften zu verhindern.

Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 10 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

10a. Die Einsatzkräfte müssten an Bord 
der im Rahmen der 
Grenzüberwachungsmaßnahmen 
eingesetzten Schiffe standardisierte Sets 
zur medizinischen und humanitären 
Betreuung mit sich führen – die 
insbesondere Wasser, Lebensmittel und 
Decken in ausreichenden Mengen 
umfassen –, damit sie so schnell wie 
möglich auf dringende Bedürfnisse 
reagieren können. Die Anwesenheit von 
medizinisch geschultem Personal unter 
dem Überwachungspersonal sollte 
gefördert werden.

Begründung

Die an der Überwachung der Seeaußengrenzen beteiligten Schiffe sind in Bezug auf das 
Material zur Gewährleistung medizinischer und humanitärer Soforthilfe unterschiedlich 
ausgerüstet. Die unterschiedliche Ausstattung steht im Allgemeinen im Zusammenhang mit 
den je nach Mitgliedstaaten der Union unterschiedlichen Regeln und Normen.
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Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 11 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

11a. Die Bestimmungen dieses Artikels 
finden ausschließlich während der Dauer 
der von der Agentur koordinierten 
Einsätze Anwendung und lassen die 
Verantwortlichkeiten der Mitgliedstaaten, 
die sich aus dem Internationalen 
Übereinkommens über den Such- und 
Rettungsdienst auf See ergeben, 
unberührt. 

Begründung

Die Bestimmungen über Such- und Rettungseinsätze auf See fallen nicht in die Zuständigkeit 
der EU, daher sei darauf verwiesen, dass Artikel 9 Bestimmungen über den spezifischen 
Kontext der von der Agentur koordinierten Überwachungseinsätzen an den Seegrenzen 
vorsieht, aufgrund ihrer besonderen Merkmale.

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 10a
Schutzklauseln

1. Wenn die Einsatzkräfte gemäß den 
Artikeln 6, 7, 8 und 10 Maßnahmen 
gegenüber einem Schiff ergreifen, müssen 
sie:
a) auf die Sicherheit und die humane 
Behandlung der an Bord befindlichen 
Personen im Sinne der Grundrechte der 
Europäischen Union achten ;
b) der Notwendigkeit, die Sicherheit des 
Schiffes und gegebenenfalls der Ladung 
nicht zu gefährden, gebührend Rechnung 
tragen;
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c) je nach den gegebenen Möglichkeiten 
darauf achten, dass jede im Hinblick auf 
das Schiff getroffene Maßnahme 
ökologisch rational ist.
2. Wenn sich herausstellt, dass die 
Gründe für die gemäß den Artikeln 6, 7, 8 
und 10 getroffenen Maßnahmen haltlos 
sind, wird das Schiff für jeden Verlust 
oder für jeden etwaigen Schaden 
entschädigt, vorausgesetzt, es wurde keine 
Handlung begangen, die die getroffenen 
Maßnahmen rechtfertigt.

Begründung

In ihrem Vorschlag für eine Verordnung verweist die Kommission auf das Zusatzprotokoll 
gegen die Schleusung von Migranten auf dem Land-, See- und Luftweg zum Übereinkommen 
der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität. Die 
Kommission lässt jedoch die Bestimmungen über die Schutzklauseln aus. Es erscheint 
sinnvoll, die Bestimmungen über die Sicherheit und die Behandlung der an Bord befindlichen 
Personen sowie über die Sicherheit des Schiffes in die Verordnung aufzunehmen.

Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 11 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 11 a
Berichterstattung

Die Kommission überwacht und überprüft 
die Anwendung dieser Verordnung und 
legt dem Europäischen Parlament und 
dem Rat – zum ersten Mal bis zum 
31. Dezember 2016 und danach alle zwei 
Jahre – einen Gesamtbericht über die 
Wirksamkeit der getroffenen Maßnahmen 
zur Verhinderung des unbefugten 
Grenzübertritts und zur Bekämpfung der 
grenzüberschreitenden Kriminalität vor. 
Der Bericht enthält zumindest folgende 
Angaben:
- die Art und Weise, in der der 
Informationsaustausch und die operative 
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Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und dem Europäischen 
Grenzüberwachungssystem (EUROSUR) 
erfolgt sind;
- die Art und Weise, in der die 
Mitgliedstaaten und die Agentur ihren 
Verpflichtungen aus dem 
Seerechtsübereinkommen der Vereinten 
Nationen, dem Internationalen 
Übereinkommen zum Schutz des 
menschlichen Lebens auf See, dem 
Internationalen Übereinkommen über 
den Such- und Rettungsdienst auf See, 
dem Übereinkommen der Vereinten 
Nationen gegen die grenzüberschreitende 
organisierte Kriminalität und dem 
dazugehörigen Zusatzprotokoll gegen die 
Schleusung von Migranten auf dem 
Land-, Luft- und Seeweg, dem Abkommen 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, 
der Europäischen Konvention zum Schutz 
der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten, dem Internationalen 
Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte, dem Übereinkommen der 
Vereinten Nationen gegen Folter und 
andere grausame, unmenschliche oder 
erniedrigende Behandlung oder Strafe 
und anderen einschlägigen 
internationalen Übereinkünften 
nachgekommen sind;
- die Maßnahmen, die für die Zukunft 
getroffen werden müssten, um die 
Sicherheit auf See und die Sicherheit der 
Außengrenzen zu erhöhen.
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